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	Name: 
	Frage1: Die DB AG begrüßt und unterstützt die Überlegungen für eine Bundestariftreueregelung und die damit beabsichtigte Vorbildrolle des Bundes. Für Vergaben der Bundesrepublik Deutschland ist die Tariftreue wünschenswert, um Arbeitnehmer zu schützen und faire Wettbewerbsbedingungen zu schaffen bzw. mögliche Wettbewerbsverzerrungen unter den Teilnehmern eines Vergabeverfahrens zu vermeiden. Allerdings muss der Anwendungsbereich einer neu zu schaffenden Bundestariftreueregelung sorgfältig austariert werden. Denn – sollten der Bundestariftreueregelung auch solche Unternehmen unterworfen werden, die vom Bund unmittelbar oder mittelbar beherrscht werden und die einerseits dem Vergaberecht unterliegen, andererseits aber auch im Wettbewerb zu anderen, nicht vom Bund beherrschten Unternehmen stehen– drohen erhebliche Wettbewerbsverzerrungen. Beispielsweise müsste DB Regio AG künftig ggf. in SPNV-Ausschreibungen in Bayern und Sachsen (keine Landestariftreue) bei der Reinigung von Zügen durch Nachunternehmer mit Bundestariflöhnen kalkulieren, während ihre Wettbewerber nur Mindestlohn zu zahlen bräuchten. (weiter siehe Ziffer 9)
	Frage2: Hierzu behält sich die DB AG eine Antwort zu einem späteren Zeitpunkt vor. 
	Frage3: Hierzu behält sich die DB AG eine Antwort zu einem späteren Zeitpunkt vor.
	PLZ: 10785
	Sitz/Wohnort: Berlin
	Vorname: 
	Name der Organisation: Deutsche Bahn AG
	Frage6: Hierzu behält sich die DB AG eine Antwort zu einem späteren Zeitpunkt vor.
	Frage4: - Ausschluss von Wettbewerbsnachteilen für Sektorenauftraggeber des Bundes, die im Wettbewerb zu nicht durch den Bund (z. B. durch andere EU-Mitgliedstaaten oder deutsche Länder oder Kommunen) beherrschten Sektorenauftraggebern oder zu gänzlich privaten Auftraggebern stehen   
- Klarstellung, dass für Nachunternehmer nur die für ihre jeweilige Branche (z.B. Reinigung, nicht SPNV) einschlägigen Tarife zur Anwendung kommen müssen (Unklarheit nach vielen Landestariftreuegesetzen)
- Klarstellung, ob die Pflichten auch für Nachunternehmer der Nachunternehmer bzw. noch für weitere Nachunternehmer in der Kette gelten (Unklarheit nach vielen Landestariftreuegesetzen)
- Das Konkurrenzverhältnis von Landes- und Bundestariftreueregelungen muss eindeutig geklärt werden. Hierbei sollten Wertungswidersprüche einerseits und Wettbewerbsnachteile für Bundesunternehmen andererseits vermieden werden. Vergibt beispielsweise ein vom Bund beherrschter Sektorenauftraggeber anlässlich eines Vergabeverfahrens eines Bundeslandes, das auch über eine Tariftreueregelung verfügt, einen Nachunternehmerauftrag, ... (weiter siehe 9.)
	Frage5: Das erscheint kaum in der Praxis handhabbar und würde vermutlich aus Sicht der Beschäftigten zu willkürlichen Ergebnissen führen. Denn wie soll der Arbeitgeber einzelnen seiner Arbeitnehmer*innen erklären, dass sie nur 12 Euro pro Stunde, den Mindestlohn, verdienen, weil der Auftrag knapp unter dem Schwellenwert liegt, während seine/ihre Kolleg*innen 14 Euro pro Stunde verdienen, weil der Wert des Auftrags knapp höher liegt?
	Frage8: Im Sinne der Arbeitnehmer*innen sollte eine Nachzahlung der vorenthaltenen Löhne mit hohen Verzugszinsen (unabhängig vom Vorliegen der Verzugsvoraussetzungen nach §§ 285 ff. BGB) vorgesehen werden. 

Außerdem könnte eine Regelung zum Ausschluss von Vergabeverfahren nach dem Vorbild z.B. von § 19 MiLoG iVm § 124 Abs. 2 GWB getroffen werden.

	Frage9: weiter zu Ziffer 1: ... Solche Wettbewerbsverzerrungen müssen durch eine Bundestariftreueregelung vermieden werden. Insofern würden wir eine Klarstellung begrüßen, ob und inwieweit die geplante Bundestariftreueregelung für vom Bund beherrschte Unternehmen gelten würde.
Zudem sollte zur Vermeidung von Risiken für die betroffenen Auftraggeber die Vorfrage geklärt werden, ob und in welchen Fällen Tariftreue außerhalb von Leistungsbereichen, die nicht unter die europäische Dienstleistungsfreiheit fallen, nach der Rüffert-Rechtsprechung des EuGH zulässig ist. Die revidierte EU-Entsenderichtlinie macht die Rechtsprechung in der Rs. Rüffert möglicherweise nicht hinfällig.

weiter zu Ziffer 4: ... würde dieser Nachunternehmerauftrag aufgrund der in den Landestariftreuegesetzen üblicherweise enthaltenen Weitergabeverpflichtung einer doppelten und sich möglicherweise widersprechenden Tarifbindung (des Bundes sowie des Landes) unterliegen. Für diese Konstellationen gilt es, eine praktikable und wettbewerbsgerechte Lösung zu finden. Beispielsweise könnte in solchen Fällen die Landestariftreueregelung vorgehen, damit für alle Wettbewerbsteilnehmer gleiche Ausgangsbedingungen gelten.

	Frage7-Begruendung: Die DB AG behält sich die Übermittlung von evtl. weiteren Vorschlägen zu einem späteren Zeitpunkt vor.
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